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Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2019/19/0400 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2019/19/0006 E 21. Mai 2019 RS 16 

Stammrechtssatz 

Eine Interpretation, mit der die Voraussetzungen der Zuerkennung subsidiären Schutzes nach § 8 Abs. 1 
AsylG 2005 mit dem in der Judikatur des EuGH dargelegten Verständnis des subsidiären Schutzes nach 
der Statusrichtlinie in Übereinstimmung gebracht würde, würde die Grenzen der Auslegung nach den 
innerstaatlichen Auslegungsregeln überschreiten und zu einer - unionsrechtlich nicht geforderten - 
Auslegung contra legem führen. Damit würde der Statusrichtlinie zu Unrecht eine ihr im gegebenen 
Zusammenhang nicht zukommende unmittelbare Wirkung zugeschrieben. Der VwGH hält daher an 
seiner Rechtsprechung fest, wonach eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 und 3 MRK durch eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat - auch wenn 
diese Gefahr nicht durch das Verhalten eines Dritten (Akteurs) bzw. die Bedrohungen in einem 
bewaffneten Konflikt verursacht wird - die Zuerkennung subsidiären Schutzes nach § 8 Abs. 1 AsylG 
2005 begründen kann. 
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